
reich, Großbritannien, Holland und den
USA zur Frage der deutschen Schuld
Ende Oktober 1945 Stellung nahm:

„Wir wissen uns mit unserem Volk nicht
nur in einer großen Gemeinschaft des
Leidens, sondern auch in einer Solida-
rität der Schuld. Mit großem Schmerz
sagen wir: Durch uns ist unendliches
Leid über viele Völker und Länder ge-
bracht worden. Was wir unseren Ge-
meinden oft bezeugt haben, das spre-
chen wir jetzt im Namen der ganzen Kir-
che aus: Wohl haben wir lange Jahre im
Namen Jesu Christi gegen den Geist
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gekämpft, der im nationalsozialisti-
schen Gewaltregime seinen furchtba-
ren Ausdruck gefunden hat; aber wir
klagen uns an, daß wir nicht mutiger
bekannt, nicht treuer gebetet, nicht
fröhlicher geglaubt und nicht brennen-
der geliebt haben. 

Wir hoffen zu Gott, daß durch den ge-
meinsamen Dienst der Kirchen dem
Geist der Gewalt und Vergeltung, der
heute von neuem mächtig werden will,
in aller Welt gesteuert werde und der
Geist des Friedens und der Liebe zur
Herrschaft komme, in dem allein die ge-
quälte Menschheit Genesung finden
kann. So bitten wir in dieser Stunde, in
der die ganze Welt einen neuen Anfang
braucht: „Veni, creator spiritus“.“

Die geistigen Grundlagen 
der Sozialen Marktwirtschaft

In einem großen Referat über die Wur-
zeln der Sozialen Marktwirtschaft hat
auf der EKD-Synode 1991 der Sozial-
ethiker Prof. Brakelmann aufgezeigt,
daß an der Wiege des modernen Sozial-
staates, sieht man von den Kathederso-
zialisten einmal ab, überwiegend Män-
ner aus dem protestantischen Bildungs-

Albrecht Martin

Nach dem Ende der nationalsozialisti-
schen Herrschaft standen beide Kir-
chen vor riesigen Aufgaben. Sie muß-
ten als die zunächst einzigen noch ei-
nigermaßen intakten Organisationen
sich der ungeheuren materiellen Not
stellen und der Schuld, die Deutsche –
und auch die Kirchen – in den zurücklie-
genden Jahren auf sich geladen hatten. 

Schon Ende August 1945 trafen sich
Vertreter der Landeskirchen und des
Reichsbruderrates zu einer Kirchenver-
sammlung in Treysa. Trotz der schwe-
ren Spannungen zwischen den Progres-
siven um Niemöller und Präses Scharf,
die eine Einheitskirche wollten, und den
lutherischen Kirchen – und das waren
die während des Kirchenkampfes soge-
nannten intakten Kirchen – wurde ein
„Vorläufiger Rat der Evangelischen Kir-
che in Deutschland“ gebildet. Der Wille
zur Aufrechterhaltung der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland über alle
Zonengrenzen der Besatzungsmächte
hinweg war also deutlich. 

Der deutsche Protestantismus
während der Besatzungszeit

Gerade vor diesem Hintergrund war es
schlechthin entscheidend, daß und wie
der „Vorläufige Rat der Evangelischen
Kirche in Deutschland“ vor Vertretern
des ökumenischen Rates von Frank-

Der Beitrag des Protestantismus
zum Staat des Grundgesetzes



bürgertum gestanden haben. Der 1872
gegründete Verein für Sozialpolitik for-
mulierte: „Wir sind der Überzeugung,
daß das unbeschränkte Walten teilwei-
se entgegengesetzter und ungleich star-
ker Einzelinteressen das Wohl der Ge-
samtheit nicht verbürgt. Daß vielmehr
die Forderungen des Gemeinsinns und
der Humanität auch im wirtschaftlichen
Leben ihre Geltung behaupten müssen
und daß das wohlerwogene Eingreifen
des Staates zum Schutz der berechtig-
ten Interessen aller Beteiligten zeitlich
wachzurufen ist.“

Verzicht auf Vollkommenheit

Das bedeutet nichts anderes als die
Überwindung des Wirtschaftsliberalis-
mus. Hinzu kam nun die Erfahrung mit
der strikt gelenkten Kommando-Wirt-
schaft des Dritten Reiches. Die 1942/43
erarbeitete Konzeption des Freiburger
Kreises, bestehend aus Wissenschaft-
lern, die durchweg der Bekennenden
Kirche angehörten, wollte eine Ord-
nung, die wirtschaftliche Effektivität mit
sozialpolitischer Verantwortung und
persönlicher Freiheit verband. Das setz-
te einen starken Staat voraus, der die
Rahmenbedingungen für diese Soziale
Marktwirtschaft zu setzen in der Lage
ist, und es setzte den Verzicht auf Voll-
kommenheit voraus. 

Daß die Soziale Marktwirtschaft sehr
wohl mit ethischen Forderungen in
Konflikt geraten kann, zeigte sich gleich
beim Beginn: Die Währungsreform ent-
wertete fast die gesamten Spargutha-
ben und bevorzugte alle, die über
Grundstücke, Fabriken und Wertge-
genstände verfügten. Das war gewiß
ungerecht, aber die Voraussetzung für
den Übergang von der Verwaltung des
Mangels mit ihren korrumpierenden
Folgen zu Wachstum und Entschei-
dungsfreiheit, auch – und das ist wich-
tig! – die Voraussetzung für die Sozial-
gesetzgebung der folgenden Jahre. Es
liegt auf der Hand, daß diese Konzepti-
on nur solange funktionieren kann, als
Werte und Tugenden in einer Gesell-
schaft lebendig bleiben, von denen die
Väter der Sozialen Marktwirtschaft
ganz selbstverständlich ausgingen. 
Es ist ja interessant, daß bei Schwierig-
keiten sofort der Ruf nach mehr Regle-
mentierung der Wirtschaft ertönt. Daß

man Rahmenbedingungen gegebe-
nenfalls sehr weitgehend verändern
muß, steht außer Frage. Regeln können
und dürfen sich ändern, aber das darf
nicht zur Reglementierung führen. Im
Grunde geht es immer um das richtige
Verständnis der Freiheit, und Freiheit ist
auf Dauer nur dort gegeben, wo ein
möglichst großer Bereich der persönli-
chen Verantwortung erhalten bleibt.
Und solche Verantwortung umfaßt un-
ter Umständen die Bereitschaft zum
Verzicht. 

Eine ganz andere Frage ist es, ob und
wieweit die evangelische Kirche dieses
Kind als ihres angenommen hat. Die erst
1991 erschienene EKD-Denkschrift mit
ihrer insgesamt positiven Wertung der
Sozialen Marktwirtschaft wurde keines-
wegs einhellig angenommen. Den
Grund sehe ich in zweierlei: Einmal in
der Betonung der Aufgabe des Christen,
die durch Christus geschenkte neue
Welt auch in den Ordnungen unmittel-
bar sichtbar zu machen, und in der Ab-
lehnung der lutherischen Zwei-Reiche-
Lehre. Von daher scheint ein bewußtes
In-Kauf-Nehmen z.B. des Eigennutzes,
des Gewinnstrebens und seine Förde-
rung, auch das Hinnehmen erheblicher
Ungleichheiten als mindestens proble-
matisch; das gilt auch für den Leistungs-
gedanken, weil er angeblich den
Schwächeren diffamiere. Das alles hat
dazu geführt, daß die führenden
Schichten der Wirtschaft sich in unserer
Kirche weithin ausgegrenzt fühlen. 

Gründung der Bundesrepublik 
und Westorientierung

Schon um die Jahreswende 1946/47
deutete sich der Zerfall der Anti-Hitler-
Koalition und damit das Ende der noch
in Potsdam festgehaltenen Einheit
Deutschlands an. Da sowohl die West-
mächte als auch die UdSSR fürchteten,
daß ein geeintes Deutschland der je-
weils gegnerischen Seite zufallen wür-
de, war die zunehmende Trennung un-
vermeidlich. Sie mußte für den deut-
schen Protestantismus besonders
schmerzlich sein, weil sie nicht nur das
Ende der nationalen Einheit, sondern
auch der besonderen Gemeinschaft der
evangelischen Kirche in Deutschland
bedeutete. Man darf dabei auch nicht
die besonderen Bindungen zwischen

den Kirchen der „Altpreußischen Uni-
on“ und zwischen den lutherischen Kir-
chen vergessen. 

Während die große Mehrheit der evan-
gelischen Christen die Gründung der
Bundesrepublik Deutschland begrüßte,
wandte sich eine Gruppe um Niemöller
entschieden dagegen, und das aus vor-
nehmlich zwei Gründen: einmal befürch-
tete man von der Gründung eines west-
deutschen Staates eine Zementierung
der Teilung und damit ein „Abschreiben“
der Deutschen in der Sowjetisch-Besetz-
ten Zone und zum anderen sah man in
der Bundesrepublik einen wesentlich ka-
tholischen Staat, von dem Niemöller sag-
te, er sei im Vatikan gezeugt. 

Diskussion um Verteidigungsbeitrag

Für Niemöller war der Protestantismus
der große Verlierer des 2. Weltkrieges
wegen des Verlustes der evangelischen
Ostprovinzen. Aber hinter seiner Ex-
tremposition deutete sich ein theologi-
scher Konflikt an, der bis heute in unse-
rer Kirche wirksam ist. Müssen wir nicht
das Ende des Reiches als Gericht Gottes
hinnehmen und uns der Eingliederung
in das Spiel der Mächte verweigern?
Das hätte wohl den Aufbau deutscher
Verwaltungen erlaubt, aber den Ver-
zicht auf deutsche Eigenstaatlichkeit ge-
fordert, also den Verzicht auf alle
„Machtpolitik“. Die Gnade der Stunde
Null wurde beschworen, und das schon
vor dem Anfang der Diskussion um ei-
nen deutschen Verteidigungsbeitrag. 

Das Jahr 1950 brachte den ersten
grundsätzlichen Konflikt zwischen Teilen
des Protestantismus und der Regierung
Adenauer. Als der Bundeskanzler den
Westmächten einen Verteidigungsbei-
trag anbot, trat Innenminister Heine-
mann, damals Präses der Synode der
EKD und der wichtigste evangelische Re-
präsentant im Kabinett, zurück. Ent-
scheidend waren für ihn doch wohl theo-
logische Gründe. Auf einen kurzen Nen-
ner gebracht, ging es damals wie in den
folgenden Jahrzehnten um das Ver-
ständnis der Barmer Theologischen Er-
klärung von 1934 oder – noch knapper –
um das Verhältnis der Thesen 2 und 5 zu-
einander: Wie bringt man den Anspruch
Christi auf unser ganzes Leben und die
Vorläufigkeit der Welt, in der der Staat

Protestantismus
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unter Androhung und Ausübung von
Gewalt für Recht und Frieden zu sorgen
hat, zusammen? Der Konflikt personali-
sierte sich in den beiden Gestalten Hei-
nemann und Ehlers. Und dieser Konflikt
führte 1952 zur Gründung des Evangeli-
schen Arbeitskreises der CDU/CSU. 

Gegen eine Ideologisierung

Man könnte nun zu dem Schluß kom-
men: Wenn wichtige Teile des Prote-
stantismus so grundsätzliche und vom
Glauben her begründete Einwände ge-
gen die von der Mehrheit getragene Po-
litik geltend machten, kann man dann
von einem positiven Beitrag sprechen?
Ich meine das bejahen zu müssen, denn
diese Einwände verhinderten eine Ideo-
logisierung der deutschen Politik. Gera-
de weil diese Gruppe ihre politischen
Vorstellungen als unmittelbares Glau-
benszeugnis mit entsprechender Un-
duldsamkeit vertraten, zwangen sie vor
allem die Unionsparteien zur ständigen
Überprüfung ihrer Politik als einer für
den Christen verantwortbaren. 

Politisch führte die eben knapp umrisse-
ne Haltung zu einer Annäherung größe-
rer kirchlicher Gruppen an die SPD, ob-
wohl zunächst die Grundlagen höchst
verschieden waren. Ohne Zweifel hat
nun die Verschmelzung der von Heine-
mann 1952 gegründeten Gesamtdeut-
schen Volkspartei mit der SPD diese
letztere Partei erheblich verändert. In-
dem die Leute um Heinemann mit die-
sem selbst in der SPD Einfluß gewan-
nen, zu nennen sind Eppler, Rau,
Schmude, Posser, öffnete sich die SPD
den evangelischen Christen und ihren
Kirchen. Das gehörte zu den Vorausset-
zungen des Godesberger Programmes.
Interessant ist nun, daß diese zeitweise
enge Verbindung, die in manchen Ge-
bieten die SPD als die evangelische Par-
tei erscheinen ließ, sich seit einiger Zeit
wieder lockert, weil die a-christlichen
oder sogar antichristlichen Kräfte in der
SPD wieder zunehmen. 

Ostdenkschrift und neue Ostpolitik

Im Oktober 1965 erschien die Denk-
schrift „Die Lage der Vertriebenen und
das Verhältnis des deutschen Volkes zu
seinen östlichen Nachbarn“, die zu er-
heblichen Auseinandersetzungen in Po-

litik und Kirche führte. Sie ist ohne Zwei-
fel von erheblicher Wirkung gewesen,
nicht zuletzt deshalb, weil die Ostpolitik
Brandts und seines Beauftragten Bahr
sich auf sie als der theologischen Grund-
lage ihrer Konzeption berief. Die Denk-
schrift hatte recht, wenn sie sich gegen
eine Überhöhung des Rechtes auf Hei-
mat als einem Gebot des Evangeliums
wandte, richtig war auch, den Verlust
des Krieges und dann der Heimat als Er-
gebnis des Hitlerschen Angriffs zu be-
greifen, ohne darin eine Rechtfertigung
der Vertreibung zu sehen, und richtig
war auch der Hinweis auf die in den Ost-
gebieten inzwischen angesiedelten Po-
len und ihre Rechte. Dagegen wurde die
Tatsache nicht bedacht, daß die Führung
Polens aus Kommunisten bestand, die
für Anliegen wie Versöhnung und Ver-
gebung zwischen den Völkern nicht an-
sprechbar war. Nicht bedacht wurde
auch, daß die bloße Anerkennung der
Oder-Neiße-Grenze noch keine Über-
windung nationalistischen Denkens und
keinen Neuanfang bedeutete; eine neue
Grenze bedeutet für sich allein noch
nichts. Aber damals setzte sich jeder, der
nur diese Frage stellte, dem Vorwurf aus,
das Friedensgebot Christi zu mißachten. 

Unvereinbarkeit von 
Kommunismus und Freiheit

Interessant ist nun, daß seit Mitte der
60er Jahre auch in der Union die Außen-
politik neu formuliert wurde und daß
auch hier Protestanten die Wortführer
waren: zu nennen sind vor allem Ger-
hard Schröder, Eugen Gerstenmaier und
auch Richard von Weizsäcker. Der Un-
terschied besteht nur darin, daß diese
den Wandel erstrebten unter sorgfälti-
gem Abwägen der Möglichkeiten und
der Rechtspositionen und – das erscheint
mir besonders wichtig – an dem strikten
Festhalten an der Unvereinbarkeit von
Kommunismus und Freiheit. Ein Beispiel:
während die andere Seite vielfach die
Forderung erhob, eine eigene Staats-
bürgerschaft der DDR anzuerkennen,
lehnte das Kohl strikt ab – ebenso wie die
außenpolitischen Sprecher der Union.
Hätte sich die andere Seite durchgesetzt,
wäre es 1989 nicht zur Öffnung der un-
garischen Grenze gekommen. 

Protestantisches Denken muß sich im-
mer zwischen zwei Polen austarieren.

Das hat sich naturgemäß besonders in
der Frage eines deutschen Verteidi-
gungsbeitrages ausgewirkt! Allen Pro-
testanten ist gemeinsam die Pflicht und
auch der Wille, „Frieden zu bewahren,
zu sichern und zu erneuern“, wie es eine
EKD-Denkschrift von 1981 formulierte.
Die entscheidende Frage lautete: Muß
das Friedensgebot Christi befolgt wer-
den durch radikalen Verzicht auf Waf-
fen und Abschreckung, auch durch Ver-
zicht auf ein Verteidigungsbündnis,
oder bieten diese Mittel nicht die Chan-
ce, den Frieden zu wahren und die Frei-
heit zu sichern?

Die Auseinandersetzungen erreichten
einen Höhepunkt Anfang der 80er Jah-
re, als regionale Synoden die Wehr-
dienstverweigerung für das deutlichere
Zeichen des Glaubens erklärten und als
das Moderamen des Reformierten
Bundes die Ablehnung der Nachrüstung
zum statuts confessionis erhob. Daß
man gleichzeitig, wie schon bei frühe-
ren Debatten, erklärte, unter dem
Evangelium zusammenbleiben zu wol-
len, ließ nicht nur den gemeinsamen
Weg in die Zukunft offen, sondern war
auch ein Beitrag zum inneren Frieden in
der Republik.

Mögliche Wende

Noch viel zu wenig beachtet wird die
Tatsache, daß der deutsche Protestan-
tismus seine führende Stellung in den
Naturwissenschaften, der Technik, in
Wirtschaft und Finanzwesen, in der
Bundeswehr und im Staat verloren hat
oder zu verlieren droht. Junge evangeli-
sche Christen strömen in die sozialen
Berufe, die Verweigerung des Wehr-
dienstes ist fast selbstverständlich. Un-
ternehmer sehen sich unter der Kanzel
mit unsinnigen Forderungen konfron-
tiert usw., usw. Die Zeit, da führende
Repräsentanten der Kirche als Inhaber
wichtiger Positionen im Staat vorstellbar
waren – und umgekehrt – ist lange vor-
bei. Damit hat der deutsche Protestan-
tismus die Möglichkeit verloren, über
die ihm als bewußte Christen angehöri-
gen Laien auf die Strukturen der Welt
einzuwirken. Er sieht sich ständig in ei-
nem Gegenüber der Welt, ohne daß die
Welt von sich aus den Protestantismus
zurückstieße, jedenfalls nicht eine frei-
heitlich strukturierte Welt.
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Es könnte sein, daß wir vor einer Wende
stehen. Denn der Angriff auf den Reli-
gionsunterricht, wie er in Brandenburg
geführt und von manchen politischen
Kräften auch in Westdeutschland mit
Sympathie begleitet wird, macht deut-
lich, daß auch ein demokratischer Staat
fähig ist, seine eigenen Grundlagen zu
zerstören. Dabei zeigt sich nun, daß das
keiner wollen kann, der von einer Ver-
antwortung des Christen in der Welt
und für die Welt ausgeht. Mit LER kann
sich nur der abfinden, der eine Gemein-
de in der Nische für das Ideal hält. Das
kann man erleiden, aber nicht wollen. 

Freiheit und Verantwortung

Nach all den kritischen Anmerkungen
zum Beitrag des Protestantismus  zur
Bundesrepublik sei festgestellt: 

Die Bundesrepublik Deutschland ist
nicht vorstellbar ohne den Beitrag des
Protestantismus! Ohne ihn keine Sozia-
le Marktwirtschaft, ohne ihn nicht jene
gegenseitige Bedingtheit von Freiheit
und Verantwortung, ohne ihn nicht das
Überleben und endliche Überwinden
der deutschen Teilung, ohne ihn nicht
eine auch durch theologische Erkennt-
nis vertiefte Aussöhnung mit Israel, oh-
ne ihn nicht das Verständnis der Einheit
der Welt als Ökumene. An all dem hat
der Protestantismus wirkend teilge-
nommen, auch dort, wo er in seiner Ge-
samtheit oder in Teilen irrte. Er hat gera-
de dadurch teilgenommen, daß er an
der Einsicht der Barmer Erklärung fest-
gehalten hat, daß wir „in einer noch
nicht erlösten Welt nach dem Maß
menschlicher Einsicht und menschlichen
Vermögens für Recht und Frieden zu
sorgen“ haben, daß der Staat nicht die
einzige und totale Ordnung des
menschlichen Lebens erfüllen könne
und dürfe. Darauf aber beruht unser
Staat des Grundgesetzes! �

Anm.: 
Albrecht Martin, Staatsminister a.D., 

ist beratendes Mitglied im 
EAK-Bundesvorstand. Diesen – für die

EV leicht gekürzten – Vortrag 
hielt er auf der 2. Klausurtagung 

des EAK Sachsen.

Die Abbildung auf Seite 1 haben wir dem
„Gemeindebrief“ 2/98 entnommen.

Axel von Campenhausen

Die staatskirchenrechtlichen Bestim-
mungen der deutschen Verfassung ha-
ben keinen anderen Zweck und Sinn als
jede Verfassung, ja jede Rechtsnorm: Sie
sollen die Freiheit der Staatsbürger in
größtmöglichem Umfang sichern, und
zwar gerade auch dann, wenn die Staats-
bürger unterschiedlicher Meinung sind
und gegensätzliche Interessen vertreten. 

Auf dem staatskirchenrechtlichen Gebiet
stellt sich diese Aufgabe der Friedens-
wahrung grundsätzlich immer gleich dar,
denn es sind die staatliche und die religiö-
se Institution, die sich gegenüberstehen,
und die Staatsbürger, die beiden oder
keiner Religionsgemeinschaft angehören
und die immer gleichen Freiheitsbedürf-
nisse haben. 

Die Kontinuität dieser Aufgabe spiegelt
sich in der Kontinuität der Verfassungs-
bestimmungen. Die seit 75 Jahren in
Deutschland geltenden, aus der Reichs-
verfassung in das Grundgesetz über-
nommenen Artikel beruhen auf altem
deutschen Recht. 

Von den Regelungen, die seit 1919 in
Deutschland gelten, ist die uneinge-
schränkte Religionsfreiheit mit jeder
Form ihrer Ausprägungen zentral und
grundlegend. Der Begriff der Trennung
von Staat und Kirche kommt in der Ver-
fassung nicht vor. Aber sie ist als organisa-
torische Verselbständigung von Staat und
Kirche ein wesentlicher Aspekt der Religi-
onsfreiheit, denn diese setzt voraus, daß
der Staat keine Sonderbeziehungen zu ei-
ner von zahlreichen Religionsgemein-
schaften unterhält. Gerade die Trennung
ist seit der glücklichen Wiedervereinigung
in den Mittelpunkt des Interesses gerückt,
da viele Christen in den neuen Bundeslän-
dern von der irrtümlichen Meinung aus-
gehen, daß Trennung in der DDR bestan-
den hätte, in der Bundesrepublik aber
nicht konsequent durchgeführt sei. 

Da Staat und Kirche die gleichen Men-
schen zu Gliedern haben und auf vielfach
gleichen Arbeitsfeldern ihre Tätigkeit ent-
falten (Schule, Kindergarten, Kranken-
haus, Altersheim) und da die Staatsbürger
das Recht haben, auch in staatlichen ab-
geschlossenen Anstalten ihre Religions-
freiheit zu pflegen (Krankenhaus, Armee,
Gefängnis), bedarf es der Absprache, da-
mit staatliche und kirchliche Behörden
sich nicht in die Quere kommen und der
Staat, womöglich ohne es zu wollen, Reli-
gions- und Kirchenfreiheit verkürzt. 

Solange der Staat die Kirchenaufsicht
innehatte, konnte mancherlei auf dem
inneren Dienstwege geregelt werden.
Die rechtliche Selbständigkeit beider In-
stitutionen macht entgegen der Vermu-
tung des ersten Anscheins Absprachen
in einem viel höheren Maße erforder-
lich, als sie es vorher gewesen waren.
Das ist der Grund, warum in Deutsch-
land seit 1924 zahlreiche Verträge mit
der römisch-katholischen Kirche und
den evangelischen Kirchen später auch
mit kleinen Religionsgemeinschaften
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geschlossen worden sind. Hier geht es
nicht zuletzt darum, die Zusammenar-
beit auf den Gebieten zu regeln, welche
für beide Seiten von Interesse sind. 

Regelungen der Zusammenarbeit

Für einige solcher Fragen hat die Verfas-
sung selbst die Zusammenarbeit vorge-
sehen und geregelt. So für den Religi-
onsunterricht, der gemäß Art. 7 GG in al-
len öffentlichen Schulen (mit bestimmten
Ausnahmen) nach den Grundsätzen der
respektiven Religionsgemeinschaft als
staatlicher Unterricht zu erteilen ist. Für
die Theologischen Fakultäten gibt es Re-
gelungen in den Landesverfassungen,
vor allem aber in den Kirchenverträgen,
wie der Staat die Kirchen bei der Beru-
fung von Theologieprofessoren, welche
ja zugleich staatliche und kirchliche
Funktionen wahrnehmen, beteiligt.
Schließlich gibt es Abmachungen über
die Anstaltsseelsorge in Armee, Gefäng-
nissen und Krankenhäusern. Entschei-
dend ist, daß alle diese Rechte natürlich
von den Kirchen, denen ein Großteil der
Bevölkerung angehört, insbesondere
wahrgenommen werden können, daß
rechtlich aber andere Religionsgemein-
schaften gleiche Möglichkeiten haben. 

Daß die Muslime von dem Recht der Kir-
chensteuerrerhebung und des Religions-
unterrichts bislang keinen Gebrauch ge-
macht haben, hängt mit ihren inter-
nen Problemen zusammen. Sie haben
Schwierigkeiten, sich selbst zu organisie-
ren, da sie von Hause aus eine mitglied-
schaftliche Organisation nicht kennen,
der Staat verständlicherweise aber nicht
darauf verzichten kann zu erfahren, wer
denn der Religionsgemeinschaft an-
gehört, die Rechte für sich beansprucht. 

Freiheit der Bürger respektieren

Das deutsche System ist für unseren
Zusammenhang dadurch charakteri-
siert, daß es die rechtliche Selbständig-
keit in optimaler Weise mit der Bereit-
schaft zur Zusammenarbeit der Institu-
tionen von Staat und Kirche verbindet,
zum Teil regelt. Staat und Kirche gehen
davon aus, daß Religionsfreiheit und
Trennung von Staat und Kirche glei-
chermaßen Distanz und Zusammenar-
beit erforderlich machen. 

Die Notwendigkeit der Zusammenar-
beit zwischen Staat und Kirche ist also
eine Folge des Willens, die Freiheit der
Staatsbürger zu respektieren. Dies ist ei-
ne der zentralen Entscheidungen der
Deutschen Nationalversammlung 1919,
welche sich damit für Freiheit und Kon-
tinuität im religiösen und kulturellen Le-
ben in Deutschland ausgesprochen hat.
Ihre Aufgabe war es, den bis dahin un-
beschadet der geltenden Religionsfrei-
heit noch spürbaren Vorrang der beiden
großen christlichen Kirchen zu beseitigen.
Sie tat dies nicht, indem sie die deutsche
Kulturverfassung zertrümmerte, son-
dern allen Religionsgemeinschaften die
gleichen rechtlichen Chancen eröffnete. 

Ausdruck dieses Willens, alle Vorrechte
(Privilegien) abzuschaffen, ist der in Art.
140 GG rezipierte Art. 137 V WRV. Da-
nach erhalten alle Religionsgemeinschaf-
ten denselben Rechtsstatus einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts mit seinen
rechtlichen Möglichkeiten, den die
großen Kirchen und eine Zahl weiterer
Religionsgemeinschaften schon vor 1919
genossen haben. Die Reichsverfassung
knüpft diesen Rechtsstatus an formale
Kriterien. Der Körperschaftsstatus kann
verliehen werden, wenn die betreffende
Religionsgemeinschaft durch ihre Mit-
gliederzahl und ihre Verfassung die Ge-
währ der Dauer bietet. Das sind formale
Gesichtspunkte, mit denen verhindert
werden soll, daß Eintagsfliegen auf dem
Markt der Möglichkeiten vorschnell öf-
fentlich-rechtlichen Status erringen, was
nicht im Interesse der Öffentlichkeit, der
Verwaltung und der bereits korporierten
Religionsgemeinschaften liegen würde. 

Kirche im Osten

Viele Menschen aus den neuen Bundes-
ländern artikulieren ihre Enttäuschung,
daß es im Westen nicht wie in der frühe-
ren DDR eine rechte Trennung von Staat
und Kirche gegeben habe, sondern sich
beide in vielen Arbeitsfeldern so eng
berührten. Sie vermissen mit anderen
Worten die Trennung. Dabei zeigen sich
sektenhafte Züge einer selbstgewählten
Abkapselung, welche Folgen der tota-
litären Beherrschung durch den weltan-
schaulichen Zwangsstaat widerspiegeln.
Er kaschierte seinen weltanschaulichen
Eifer dadurch, daß er seine religiös-welt-
anschauliche Grundlage kurzerhand als

Wissenschaft ausgab und damit die
Konkurrenzlage zu den anderen Religio-
nen verschleierte. Jede Vision missiona-
rischen Willens war für die Kirchen allen-
falls redensartlich denkbar. Die Zurück-
gezogenheit auf die kirchlichen vier
Wände konnte als eine der Trennung
gemäße Haltung erscheinen. 

Man braucht nur die jetzt zutage treten-
den Quellen zu lesen, um nachzuprü-
fen, mit welcher Sorgfalt der alles kon-
trollierende DDR-Staat dafür gesorgt
hat, daß schon in der Literatur das Be-
wußtsein der Besonderheit der Christen
in einer religionsfeindlichen Umwelt
nicht artikuliert und nicht zum Bewußt-
sein gehoben werden durfte und jeder
Gedanke an die Christianisierung einer
heidnischen Umwelt ausgeschlossen
wurde. Das System hat sich manchem
erfolgreich als eine Art Trennung darge-
stellt. Es konnte nicht öffentlich erörtert
werden, daß es Unterdrückung im Na-
men einer mit Monopolrechten ausge-
statteten Weltanschauung war. 

Ein Blick auf die Alternativen des welt-
anschaulichen Zwangsstaates des
Osten, der Trennungssysteme in den
USA und Frankreich läßt helles Licht auf
die deutsche Regelung fallen. Hier sind
die Freiheit der Staatsbürger und das
Selbstbestimmungsrecht der Kirchen
und Religionsgemeinschaften in opti-
maler Weise respektiert. Es gibt traditio-
nell keine großen Schulkämpfe. 

Kirchliche Einrichtungen erhalten

Die Frage, ob ein deutscher Dom kirch-
lich sei, also durch die staatliche Denk-
malpflege ignoriert werden müsse oder
ob er deutsches Nationalerbe ist, also die
Kirche sich in ihrem eigenen Gotteshaus
nicht zu Haus fühlen darf, ist falsch ge-
stellt: Der Magdeburger Dom ist zugleich
ein nationales Kunstwerk und ein kirchli-
ches Gebäude mit der Folge, daß kirchli-
che Nutzung und staatliche Denkmal-
pflege beiden Gesichtspunkten durch
Absprache und Zusammenarbeit Rech-
nung tragen müssen. Dasselbe gilt für die
sozialen Einrichtungen vom Kindergar-
ten über Privatschulen, Krankenhäuser
bis zu Altersheimen: Wenn Christen mit
ihren Kirchensteuern solche Einrichtun-
gen unterhalten und dabei selbstver-
ständlich auch die vom Staat vorgesehe-
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nen öffentlichen Mittel in Anspruch neh-
men, ist dies ein Ausdruck der Freiheit,
denn der Staatsbürger soll sich auch in
Anstalten, die er nicht freiwillig aufsucht,
ganz nach seinen sittlichen und religiösen
Grundsätzen einrichten dürfen. 

Die Weltfremdheit der Vorschläge, diesen
Zustand zu beenden, zeigt sich nirgends
besser als an dem Umstand, daß es ein
Alptraum jedes Stadtkämmerers wäre,
daß sich die Kirchen aus diesem Bereich
zurückzögen. Daß die kirchlichen freien
Träger gleichermaßen gefördert werden
wie andere, ist eine Folge der Geltung der
Grundrechte. Wenn sie aus finanziellen
oder anderen Gründen ihre Werke und
Einrichtungen nicht mehr unterhalten
könnten, wäre dies ein Unglück für alle.

Es ist auch immer wieder in Erinnerung
zu rufen, daß der Staat nicht aus Güte
Aktivitäten der Staatsbürger fördert,
sondern weil die Grundrechte einschließ-
lich des Gleichheitssatzes in Deutschland
in Geltung stehen. Ich bin deshalb auch
nicht bereit, die Zusammenarbeit des
Staates mit Kirchen und diakonischen
Einrichtungen als Ausdruck besonderer,
letztlich unverdienter Freundlichkeit an-
zusehen. Es steht dem Staat ja nicht frei,
zu seinen Staatsbürgern unfreundlich zu
sein. Er hat kein religiös-weltanschauli-
ches Mandat wie die DDR mit dem Auf-
trag, den Staatsbürgern ihre religiöse
Option abzugewöhnen. Der Staat ist
grundrechtsverpflichtet im Interesse der
Staatsbürger und der von ihnen frei ge-
wählten Religionsgemeinschaften, wel-
che Grundrechte genießen. 

Für Christen und Kirchen legt es sich
näher, die keineswegs ungünstigen 
Bedingungen wahrzunehmen, ihrem
kirchlichen Auftrag nachzukommen.
Nicht nur im Osten, auch im Westen 
ist das Eis dünn, auf dem man sich im Blick
auf kirchliche Substanz bewegt. Die Her-
ausforderungen einer Rechristianisierung
Deutschlands sind unübersehbar. �

Anm.: 
Prof. Dr. Axel von Campenhausen 

ist Leiter des Kirchenrechtlichen 
Instituts der EKD. Seinen Vortrag am

27. Februar 1998 im Rahmen 
einer Bundesarbeitskreissitzung des

EAK in Bovenden geben wir hier 
gekürzt wieder.

Ende Februar trafen sich der Bundes-
vorstand des EAK und die Delegierten
der Landesverbände zu einer Arbeitsta-
gung. In drei Arbeitskreisen wurden
Themen diskutiert, die auch die EAK-
Arbeit an der Basis immer wieder be-
stimmen. Wir haben versucht, die en-
gagierten Diskussionen nachvollzieh-
bar zusammenzufassen. 

� Erziehen wozu – Versagen Kir-
che und Staat in der Wertekrise?
Arbeitskreis 1

Klaus Weigelt

1. Erziehung und Bildung gehören zu-
sammen. Erziehung umfaßt den ersten
Teil des menschlichen Lebens bis zur
Reife. Bildung beginnt in dieser Phase,
erstreckt sich dann aber – einschließlich
Ausbildung und Weiterbildung – über
das ganze Leben des Menschen (le-
benslanges Lernen).

2. Bildung ist nicht die „soziale“, sondern
die fundamentale Frage des 21. Jahrhun-
derts. Die soziale Frage des 19. Jahrhun-
derts wurde inzwischen durch die Soziale
Marktwirtschaft beantwortet. Erziehung
und Bildung sind nicht nur Unterfragen ih-
rer ständig notwendigen Weiterentwick-
lung. Vielmehr geht es heute - analog zur
Befreiung des lohnabhängigen Industrie-
proletariats im 19. Jahrhundert – um die
Befreiung des orientierungsabhängigen
Meinungsproletariats durch Erziehung
und Bildung zu Selbständigkeit und Aut-
hentizität für ein demokratisches und
friedliches Zusammenleben der Men-
schen und Völker. Das ist zugleich eine
globale Aufgabe und Herausforderung
für die christlichen Kirchen. 

3. Die Sicht von Erziehung und Bildung
als „soziale“ Frage verkürzt das Problem,
vor dem wir stehen, auf die wirtschaftli-
che und soziale Dimension, also auf ma-
terielle Aspekte. Es geht aber um mehr.
Ziel von Erziehung und Bildung ist die Be-
freiung des Menschen aus Abhängigkei-
ten, um seine Reorientierung auf wertge-

tragene Selbstbestimmung, um seine Be-
fähigung zu eigenverantwortlichem
Handeln in Arbeit und Leben. 

4. Voraussetzungen und Bedingungen
für die Erreichung dieses Zieles sind Ar-
beitsteilung, Grundlagen, konkrete Ziel-
setzungen und Vergleiche.

a. Arbeitsteilung. Das Verhältnis der auf
dem Felde von Erziehung und Bildung
tätigen Agenten – Eltern, Lehrer, Pasto-
ren – und Stationen – Familie, Kindergar-
ten, Schule – zueinander ist heute vielfäl-
tig gestört, ihre Arbeitsteilung und Zu-
sammenarbeit unklar. Staat und Kirchen
sind in diesem Feld Akteure, Eltern und
Lehrer die Betroffenen, die Kinder oft
Opfer. Hier gibt es viel zu tun. 

b. Grundlagen. Eine gemeinsame Auf-
fassung vom Menschen, verbindliche
ethische Grundsätze, eine klare Situati-
onsanalyse und Entscheidungsregeln
sind unverzichtbare Grundlagen für er-
folgreiche Erziehung und Bildung. Wo
z.B. – wie durch den DGB – Begabung
als Differenzierungsmerkmal zwischen
Menschen geleugnet und statt dessen
nur soziale Differenzierung, die es zu eli-
minieren gelte, anerkannt wird, können
menschenwürdige pädagogische Ver-
hältnisse gar nicht erst entstehen. 

c. Erziehungs- und Bildungsziele müs-
sen sich ergänzen. Sie müssen aufeinan-
der abgestimmt sein und dürfen sich
nicht widersprechen. Erziehung zu Lei-
stungs- und Verantwortungsbewußt-
sein, Motivation zu lebenslangem Ler-
nen, Vermittlung kultureller Werte, Tra-
ditionen und Techniken sind entschei-
dend für gelingendes Leben. Ob es
darüber hinaus einer weitergehenden
„optimalen“ Vorbereitung auf die Ar-
beits- und Berufswelt durch die Schule
bedarf, ist zu überprüfen. Dazu bedarf
es einer klaren Orientierung darüber,
was heute „Wissen“ sein sollte. 

d. Vergleiche. Kontrollen und Vergleiche
sind notwendig, wenn ein System nicht
erstarren und eine Gesellschaft im inter-
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nationalen Wettbewerb nicht zurückfal-
len will. Sowohl für die individuelle, per-
sönliche Orientierung, als auch für die
gesellschaftliche Ausrichtung des Erzie-
hungs- und Bildungssystems sind Ver-
gleiche (z.B. TIMSS) erforderlich. 

5. Wir erliegen heute leicht der Faszina-
tion eines vermeintlichen Fortschritts
durch die zunehmende Umwertung des
Wissensbegriffs im Zuge der Quantifi-
zierung („alle fünf bis sieben Jahre ver-
doppelt sich unser Wissen“) und der
wachsenden Geschwindigkeit, mit der
Informationen „verarbeitet“ werden.
Der Schein trügt. Unser Wissen nimmt
nicht zu, sondern ab: Je mehr Informa-
tionen auf uns einstürzen, desto weni-
ger sind wir in der Lage, sie zu ordnen, in
einen Zusammenhang einzubinden, ih-
re Relevanz zu erkennen, uns an ihnen
zu orientieren oder an unserer Erfah-
rung zu messen. Hier liegt das eigentli-
che Dilemma einer sog. Wissensgesell-
schaft, die vor lauter Bäumen den Wald
nicht mehr sieht. Ordnungs- und Zu-
sammenhangswissen, Orientierungs-
und Erfahrungswissen, Relevanzwis-
sen und Denken in Interdependenzen
(Walter Eucken) sind heute gefragt,
aber immer weniger anzutreffen. 

6. Die dargestellten Sachverhalte deu-
ten auf eine Wertekrise mit folgenden
Ausprägungen: 

a. Orientierungskrise. Uns fehlen – per-
sönlich, gesellschaftlich und politisch –
oft die Selektionskriterien für die Bewer-
tung der uns überschüttenden Informa-
tionen. Darum wird es auch immer
schwieriger, die Entscheidungskriterien
zu entwickeln, nach denen vorhandenes
Wissen in politische Entscheidungen
(„Zukunftsgestaltung“) umgewandelt
werden kann. Der diese Krise widerspie-
gelnde sog. demokratische Meinungs-
streit in den Medien präsentiert sich ent-
sprechend oft als „Dialog zwischen Blin-
den und Tauben“. Diese Situation
schlägt natürlich auch auf das Erzie-
hungs- und Bildungssystem zurück. 

b. Sinnkrise. Wir leiden am Zuviel an In-
formation, Abfall und Oberflächlichkeit;
wir leiden am Zuwenig an Ruhe, Liebe,
Tiefe. Diese Diskrepanz öffnet gerade
bei Kindern und Jugendlichen, zuneh-
mend aber auch bei Erwachsenen, das

Gespür dafür, daß uns der rechte Um-
gang mit dem Leben, mit den Men-
schen und den Dingen, die uns umge-
ben, abhanden zu kommen droht. Die
Lustlosigkeit und Antriebsschwäche in
unserem Erziehungs- und Bildungssy-
stem ist ein Symptom dieser Krise. 

c. Glaubenskrise. Für Christen ist es
selbstverständlich, daß die angespro-
chenen Fragen etwas mit dem Verlust
des christlichen Glaubens zu tun ha-
ben. Dieser Verlust kennzeichnet unsere
Gesellschaft, unsere Partei und oft sogar
Teile der Kirchen. Wir leben ganz kon-
kret ohne Gott in einer säkularisierten
Gesellschaft. Für die Kirchen scheint „Ar-
beit“ das wichtigste Thema des 21. Jahr-
hunderts zu sein, gemessen an ihrem öf-
fentlichen Auftreten. Aber entscheidend
dürfte es für Christen sein, ob das 21.
Jahrhundert ein Jahrhundert ohne Gott
wird, und ob es gelingt, das christliche
Bekenntnis auch durch das nächste Jahr-
hundert zu tragen. Darum sind Erziehung
und Bildung fundamental. 

7. Es ist offenkundig, daß angesichts die-
ser Krisen Staat und Kirchen in vielfältiger
Weise versagen. Es geht aber nicht dar-
um, das zu beklagen, sondern nach vorn
zu schauen und aus der Krise herauszu-
kommen. Dafür ist eine Besinnung auf
die Kernaufgaben erforderlich: der Staat
muß seine Aufgaben überdenken. Weil
er zuviel macht, gelingt ihm immer weni-
ger. Die inzwischen aufgebaute Erwar-
tungshaltung der Bevölkerung wirkt bis

in das Erziehungs- und Bildungssystem
zurück. Nur ein Rückzug auf das We-
sentliche kann den Ruck erzeugen, den
Bundespräsident Roman Herzog mehr-
fach angemahnt hat. Die Kirche hat die
Aufgabe, zur Bewältigung der Sinn- und
Glaubenskrise beizutragen; darum soll-
te sie vor allem ihre vielen Möglichkeiten
nutzen, das Evangelium in der Gesell-
schaft zu Gehör zu bringen. 

Diese Thesen wurden in der regen Dis-
kussion sehr ausführlich besprochen:
Dabei stellten sich folgende Schwer-
punktfragen heraus: Ist die Ordnung, in
der wir zusammenleben, noch richtig or-
ganisiert? Kommt es nicht immer mehr
zu einer Entwicklung, in der die Vergeld-
lichung der sozialen Beziehungen ein
Überleben traditioneller Wertvorstellun-
gen (z.B. Ehe, Familie, Elternschaft) er-
schwert? – Wie kann man in einer Ge-
sellschaft, in der Mütter ein so geringes
Sozialprestige haben und in der selbst
die Kirchen orientierungslos sind, noch
wertbezogen erziehen? Hat man nicht
jahrelang Erziehung mit Unterdrückung
gleichgesetzt, andererseits aber den feh-
lenden Wertekonsens zur Indoktrinie-
rung in der Schule genutzt? – Wie kann
man die Arbeitsteilung gewährleisten,
ohne dabei den Blick auf das Ganze zu
verlieren? Wie kann man Sozialverhal-
ten und Kommunikation, Leistungsbe-
reitschaft und Selbständigkeit lernen? –
Wo sind heute die Vorbilder, die Werte
und ethisches Verhalten vorleben? Wo
sind die guten Charaktere in der Politik?
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Insgesamt wurde festgestellt, daß unsere
politische, wirtschaftliche und soziale
Ordnung in einen Zustand geraten sei,
der dringend der Reform bedürfte. Durch
ordnungspolitisch orientierte Reformen
würden auch Werte wieder gelebt und
ethisches Verhalten ermutigt. Das Ver-
hältnis zwischen Menschen und Institu-
tionen müsse wieder ins Gleichgewicht
kommen. Hier hätten Staat und Kirchen
eine wichtige Aufgabe, weil der einzelne
allein, wenn er nicht über eine außerge-
wöhnliche Widerstandskraft verfüge, ei-
nem gesellschaftlichen Trend gegenüber
(z.B. nichteheliche Lebensgemeinschaf-
ten) auf verlorenem Posten stehe. 

Schließlich wurde mehrfach darauf hin-
gewiesen, daß mehr Mut, mehr Eigeni-
nitiative und mehr gegenseitige Unter-
stützung erforderlich seien, um der Wer-
tekrise Herr zu werden. Man müsse sich
regen, wenn man zum Zuge kommen
wolle; man müsse sich tummeln, wenn
man nicht unterliegen wolle. Das gelte
insbesondere für Christen im ständigen
Gespräch mit Staat und Kirchen. �

� Asyl gewähren – Kann Gewis-
sensfreiheit grenzenlos sein?
Arbeitskreis 2

Albrecht Martin/Dr. Reinhard Herzog

Bei der Diskussion dieses Themas müs-
sen die verschiedenen Perspektiven be-
achtet werden:

� Menschen verlassen heute aus sehr
verschiedenen Gründen ihre Heimat:
sie reichen von der Verfolgung aus po-
litischen und religiösen Gründen bis zu
wirtschaftlicher Not. Die modernen
Verkehrsmittel erlauben Fluchtbewe-
gungen über die Grenzen der Erdteile. 

� Durch die Botschaft des Evangeliums
schärft die Kirche die Verantwortung für
das Gemeinwohl ebenso wie für die Not
des einzelnen Flüchtlings, insbesondere
des Asylsuchenden. Die bisweilen ein-
seitige Betonung der Verantwortung für
den Flüchtling erzeugt bei manchen Ge-
meindegliedern ein Schuldbewußtsein,
das die Verantwortung für das Gemein-
wohl zurücktreten läßt. Daraus entsteht
die Neigung, die aus einem sogenann-

ten Kirchenasyl entstehenden Lasten
der Allgemeinheit, in den meisten Fällen
also dem Staat, aufzuladen. 

� Die Berufung auf die Gewissensfreiheit
bei der Gewährung des sogenannten
Kirchenasyls läßt häufig außer acht,
daß gewissenhaftes Handeln die Be-
achtung aller Gesichtspunkte, also ge-
rade des Gemeinwohls und der
Rechtssicherheit, zwingend erfordert. 

Bedenken gegen das „Kirchenasyl“
werden dann leicht als Einschränkung
der Gewissensfreiheit und als Ungehor-
sam gegen das Liebesgebot Christi dif-
famiert. Deutschland hat im Vergleich
zu den europäischen Ländern das
großzügigste Asylrecht. Es gewährt je-
dem Aufnahme, der glaubhaft macht,
politisch, religiös oder rassisch verfolgt
zu sein. Der Staat ist bemüht, über die
Außenpolitik in den Ländern, aus denen
Asylsuchende kommen, stabile politi-
sche Verhältnisse zu bewirken. 

Es besteht für Leitungsorgane einer Ge-
meinde, die „Kirchenasyl“ gewähren,
kein Anspruch, daß der von ihnen geüb-
te Rechtsbruch ahndungslos bleibt. In je-
dem Fall ist die Gewährung von „Kir-
chenasyl“ eine schwere Verletzung der
Rechtssicherheit und des Rechtsfriedens. 

Zusammengefaßt ergibt sich daraus die
Erkenntnis, daß es zwischen denen, die

das Gemeinwohl des Staates im Auge
haben müssen, und der Kirche als
Mahnerin zum Konflikt kommen kann.
Das bedeutet, daß sich diejenigen, die
sich mit der Asylfrage beschäftigen müs-
sen, in einem Spannungsfeld bewegen. 

Aufgabe des Evangelischen Arbeitskrei-
ses der CDU/CSU kann es daher nur sein,
mitzuhelfen, daß die Menschen in die-
sem Spannungsfeld bestehen können. 

Die nachstehenden Thesen sollen hel-
fen, entsprechende Diskussionen sach-
gerecht führen zu können. 

� Allgemeines

Unsere Rechts- und Verfassungsordnung
beruht auf freien Wahlen und demokrati-
schen Mehrheitsentscheidungen. Diese
sind für alle verbindlich. Wer sie ändern
will, muß sich im Prozeß staatlicher Wil-
lensbildung um die Korrektur bestehen-
der Mehrheitsverhältnisse bemühen. 

Das hohe Gut der Gewissensfreiheit ist ge-
gen jede Aushöhlung durch legislatives
und exekutives Handeln zu schützen. Das
Menschenrecht auf Gewissensfreiheit
kann grundsätzlich nicht begrenzt werden. 

Die inflationäre Berufung auf das Grund-
recht der Gewissensfreiheit wirkt zer-
störerisch für die Gewissensfreiheit. 

Wer das Recht auf Gewissensfreiheit für
sich beansprucht, darf nicht anderen
seine Auffassung von der Auslegung
der Rechtsnorm aufzwingen wollen. 

� Welches sind die zentralen Heraus-
forderungen?

Angesichts der Verletzung der Gewis-
sensfreiheit durch totalitäre Ideologien in
unserem Jahrhundert ist der Schutz der
Gewissensfreiheit eine zentrale Aufgabe. 

Wenn der Katalog von Grundrechten
über die im Grundgesetz genannten
Rechte hinaus immer mehr erweitert
wird, verliert das Grundrecht der Gewis-
sensfreiheit an Gewicht. 

Die Beanspruchung des Rechtes auf Ge-
wissensfreiheit, um damit in einer wach-
senden Zahl von Fällen die Befolgung
der gültigen Rechtsordnung zu verwei-
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gern, politisiert das Grundrecht der Ge-
wissensfreiheit und stellt es in der Kon-
sequenz zur Disposition. 

Es ist deutlich zu machen, daß die Ge-
währung von „Kirchenasyl“ keine Wi-
derstandshandlung ist, auch nicht die
Beanspruchung eines rechtsfreien Rau-
mes oder eines Raumes eigenen Rech-
tes, sondern Möglichkeiten ausschöp-
fen will, unter Beachtung rechtlicher
Möglichkeiten, Lösungen zu finden, die
Härten zu vermeiden suchen.

Das Problem besteht nicht zuletzt darin,
daß die dem Christen gebotene Näch-
stenliebe den Einzelfall vor Augen hat,
während der Rechtsstaat die Konse-
quenzen zu bedenken hat, die ein Ab-
weichen von geltendem Recht für die
Rechtssicherheit haben kann. 

� Was kann der Evangelische Arbeits-
kreis der CDU/CSU dazu beitragen?

Der EAK bemüht sich um das gegenseitige
Verständnis der kontroversen Positionen. 

Der EAK bemüht sich um Klärung der
grundsätzlichen Problematik. 

Der EAK macht deutlich, daß Rechtspre-
chung und Exekutive, die entsprechend
bestehender Gesetze handeln, damit
nicht außerhalb des Liebesgebotes Chri-
sti stehen. 

Der EAK bemüht sich, auch die Gefahr
im Auge zu behalten und ihr gegebe-

nenfalls entgegenzutreten, die sich für
die Asylsuchenden ergibt, wenn man
diese trotz juristischer Aussichtslosigkeit
mit unerfüllbaren Erwartungshaltungen
überfrachtet. �

� Christsein im 21. Jahrhundert -
Wie können wir das Verhältnis von
Kirche und Staat mitgestalten?
Arbeitskreis 3

Gustav Isernhagen

1. Unser Staat kann und darf nicht
(wert-)neutral sein; er muß seine christ-
liche Prägung kennen, sie bejahen und
sich auch dazu bekennen. Auch der sä-
kulare Staat und seine Bürger leben
letztlich von Kräften, die sie nicht selbst
machen können. 

2. Kirche lebt mit und in der Welt; sie ist
Teil und Gegenüber zugleich. Kirche hat
ihren genuinen Auftrag an die Welt; sie
kann und darf sich nicht heraushalten,
aber sie hat jeweils zu unterscheiden
zwischen ihrem Auftrag vom Evangeli-
um her und ihren Interessen als große
gesellschaftliche Gruppe. 

3. Religionsfreiheit heißt Ermöglichung
und nicht Beschränkung oder gar Ver-
hinderung (Kruzifix). Die Präambel zum
GG erhält ihre besondere Bedeutung in

der Verantwortung für das Ganze noch
einmal neu aus dem Toleranzgebot. 
4. Toleranz ist nicht Gleichgültigkeit,
nicht Desinteresse am anderen, sondern
Achtung des anderen und seiner Über-
zeugung. Toleranz setzt eigene gepräg-
te Identität voraus und hat die Kenntnis
vom anderen zur Bedingung. 

5. „Untertansein der Obrigkeit“ (Röm.
13) hat für Christen zur Voraussetzung,
daß der Staat sich auf seinen ordnenden
Auftrag beschränkt und nicht in den
Verkündigungs- und Wertsetzungsauf-
trag der Kirchen eingreift.

6. Der Bürger des 21. Jahrhunderts defi-
niert sich nicht mehr überwiegend aus
dem Christsein (Minderheitensituation).
Daraus ergibt sich eine neue und größere
Aufgabe der Vermittlung und Erinnerung
für die Christen und auch für den EAK. 

7. Der Staat steht mit seinem sozial- und
ordnungspolitischen Handeln in der Ge-
fahr des „Samariter-Dilemma“ (Norbert
Walter). Wenn er stärker in die Eigen-
verantwortung des Bürgers eingreift, als
für die Sicherung seiner Lebensgrundla-
gen unbedingt erforderlich, suspendiert
er die Verantwortung des Individuums
und vergeht sich damit letztlich an der
Würde der Person. 

8. Für den Christen gibt es weder in der Po-
litik noch in der Kirche eine „Weiße-We-
ste-Position“; z.B. § 218 oder in der Abwä-
gung zwischen dem 5. Gebot und Röm.
13. Wir bekommen Flecken - werden
schuldig - durch Handeln und durch Unter-
lassen. In der unerlösten Welt gibt es kei-
nen Weg an der Schuld vorbei. Der Christ
wird das als erster erkennen, aber auch um
die Vergebung in Jesus Christus wissen. 

9. Zum Auftrag des EAK gehört beson-
ders, immer wieder in Erinnerung zu ru-
fen, daß zum christlichen Menschenbild
die Einsicht gehört, daß der Mensch
nicht ohne Fehler (Sünde) ist. 

10. Die Mitgestaltung des Verhältnisses
Staat/Kirche durch Christen in der CDU
hat als vorrangiges Medium das Ge-
spräch. Der Christ soll sich auf beiden
Seiten – in seiner Kirche und für den
Staat – engagieren. Das eine schließt das
andere nicht aus und kann nebeneinan-
der oder auch von Zeit zu Zeit wechselnd
geschehen. Der Christ hat auf beiden
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Der EAK-Thüringen lädt ein zur: 

Landestagung: „Europa eine Seele geben“

am Dienstag, 21. April 1998, 17-21 Uhr
InterCity-Hotel, Carl-August-Allee 17, Weimar

17 Uhr: Neuwahlen des EAK-Landesvorstandes
19 Uhr: Vortrag: 

OKR Heidrun Tempel, EKD-Büro, Brüssel
Statements:
Dr. F.-M. Pietzsch, MdL
Ministerin Christine Lieberknecht
Oberkirchenrat Udo Siebert



Bundesarbeitskreis

Seiten dann zu widersprechen, wenn es

das Bekenntnis von ihm fordert. �

Jamal Malik

Das Zusammenwachsen von, die Be-
gegnungen mit und die gegenseitige
Verständigung zwischen muslimischen
Minderheitengesellschaften und christ-
lich geprägten Mehrheitsgesellschaf-
ten stehen vielerlei Vorbehalten ge-
genüber. Oft fehlt das Verständnis für
muslimische Identitäten, für ihre Viel-
falt, für ihre Entstehung, für ihre gesell-
schaftliche Basis, denn alle Muslime
sind genauso wenig Türken wie alle
Deutsche Christen sind. Zudem haben
kulturelle Interaktion und Migration
massive Auswirkungen auf Arbeits-
plätze und den inneren Frieden. 

Muslimische – nicht nur türkische – Ar-
beitskräfte stellen einen großen Teil der
Beschäftigten in westlichen Unterneh-
men, Absatzmärkte nicht nur im arabi-
schen Ausland, sondern auch in Afrika
und Asien sind weitgehend von islami-
scher Kultur geprägt. Nur wenn es ge-
lingt, sich gegenseitig in der kulturellen
Andersartigkeit furchtlos wahrzuneh-
men, kann sich die notwendige interkul-
turelle Kompetenz entwickeln, die unse-
ren Handlungsspielraum erweitern kann
und für innovatives und integratives
Handeln die Grundlage schafft, um zu ei-
nem modus vivendi zu gelangen. Dies ist
umso wichtiger, als sich beide, Minder-
heit und Mehrheit, aufeinander beziehen
und ein kulturelles Ensemble darstellen. 

Natürlich gibt es eine Anzahl von Institu-
tionen in Deutschland – wissenschaft-
lich-universitäre und öffentlichkeitswirk-
same private –, die sich mit Aspekten eu-
ropäischer und außer-europäischer Kul-
turbegegnung, mit der Dynamik von
Minderheiten und Mehrheiten, von
Muslimen und Nicht-Muslimen beschäf-
tigen. In der Regel handelt es sich dabei
um sozialwissenschaftliche Forschungs-
abteilungen und kirchliche Einrichtungen
und Arbeitskreise. Ihre Aktivitäten haben
einen wesentlichen Beitrag zur interkul-

turellen Kompetenz und Kommunikation
geleistet. Auch haben sie wichtige syste-
matische Literatur über Muslime in
Deutschland und Europa vorgelegt. Sie
arbeiten allerdings vornehmlich neben-
einander her, ohne daß es eine befriedi-
gende Interaktion und Koordination zwi-
schen ihnen gibt. Soweit ersichtlich, gibt
es in Deutschland bislang keine adäquate
wissenschaftliche Einrichtung, welche
die Thematik „Islam in Europa“ theore-
tisch und zugleich praxisorientiert aufar-
beitet. Die Beseitigung dieses Mankos
müßte von gesellschaftlicher Seite gefor-
dert und von staatlicher Seite durchge-
setzt werden. Denn das Bedürfnis nach
einer solchen Kulturarbeit ist groß.

Sich im Spiegel des anderen erkennen

Roman Herzog drückte dieses einmal so
aus: „Ein Land wie Deutschland, dessen
Wohlstand von offenen Grenzen abhängt
und dessen politisches Selbstverständnis
von der Philosophie der offenen Gesell-
schaft geprägt ist, kann durch eine pro-
duktive Verbindung der positiven Kräfte
der Kulturen nur gewinnen. Hier liegen
außerordentliche Reserven der Kreati-
vität... Je besser wir unseren eigenen
Standpunkt kennen, desto aufgeschlosse-
ner können wir auf die Begrifflichkeiten
und Erfahrungswelten anderer Kulturen
eingehen. Und im übrigen: Im Spiegel des
anderen erkennt man auch oft sich selbst.
Hinter der Vielfalt der Traditionen wird auf
diese Weise ein überraschend großer Fun-
dus der Gemeinsamkeiten erkennbar. 
Es lohnt sich für uns alle, dem größten 
gemeinsamen Nenner nachzuspüren.“
(Brief von Roman Herzog an die Politi-
schen Stiftungen vom Okt. 1995)

Das komplexe Bild islamischer Kulturen
und muslimischer Identitäten erklärt sich
aus dem Zusammenspiel von Individu-
um und Gesellschaft. Versteht man die-
ses Zusammenspiel in seiner Komple-
xität, so lassen sich tiefgreifende Vorur-
teile vermeiden. Hier soll an drei Beispie-
len die Dynamik muslimisch geprägter
Gesellschaften illustriert werden: Erstens
die Wechselbeziehungen zwischen Eu-
ropäern und Orientalen und das damit
verbundene hiesige Islambild, zweitens
das Mobilisierungspotential der Mystik
und des Volksglaubens, und drittens der
religiöse Fundamentalismus, der hierzu-
lande das Bild vom Islam prägt.
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Islam

Die Orientalisierung des Islam

Die Verteufelung des Islam geht, und dar-
über sind sich die Islamwissenschaftler ei-
nig, auf die koloniale Geschichtsschrei-
bung des 19. Jahrhunderts zurück, als ein
spezifisches Bild des Islam gezeichnet
bzw. der Islam „orientalisiert“ wurde.
Diese hierzulande verbreitete Vorstellung
vom Orient fußt auf einem monolithi-
schen Bild der in Wirklichkeit höchst kom-
plexen, vielfältigen islamischen Kultur
und deren Repertoires. Diese Vorstellung
sagt auch weniger über die Muslime aus
als vielmehr über diejenigen, die ihnen
dieses monolithische Bild zuschreiben –
das andere kann ja nur aus dem Archiv
der eigenen Vorstellung konstruiert wer-
den. Auf Europa bezogen liegt hier eine
mögliche Erklärung für das so weit ver-
breitete Feindbild Islam: Das noch nicht
als politischer Raum existierende Europa
braucht die Abschottung gegenüber dem
Mythos einer islamischen Gefahr, um sich
seines eigenen Selbst zu vergewissern. 

Ein komplexer und 
heterogener Kulturkreis 

Reine Glaubenssätze allein formen nur
selten eine Gesellschaft. Vielmehr stehen
Glaubenssätze mit Selbstfindung und -
bestimmung sowie Gesellschaftsentwick-
lung in einem engen, wechselseitigen
Verhältnis. Viele muslimische Volks- oder
Regionalgruppen, zumal in zweiter und
dritter Migrantengeneration, können sich
allein aus sprachlichen Gründen die Quel-
len der Rechtsprechung – Koran, Prophe-
tentradition (sunna und hadith) sowie
umfangreiche Rechtskompendien (fiqh-
Werke) – nicht aneignen und schon gar
nicht einheitlich danach leben – warum
sollten sie auch? In einem ethnisch, reli-
giös und sozial so komplexen und hetero-
genen Kulturkreis wie dem muslimischen
(er reicht von Marokko bis nach Indonesi-
en, ganz zu schweigen von den Minder-
heiten in Europa, Amerika und China etc.)
spielen synkretistische Elemente und Ent-
wicklungen eine zentrale Rolle. 

Zudem organisieren sich Muslime in der
Diaspora meist entlang ethnischer und
sprachlicher Grenzen – ein indonesischer
Muslim wird mitunter Schwierigkeiten ha-
ben, in eine türkisch dominierte Organisa-
tion Eingang zu finden. Oder unter den

dem Islamrat angeschlossenen sufischen
Nurcu (Jama`at al-Nur, Gemeinschaft des
Lichtes, die wiederum den Bund Moslemi-
scher Pfadfinder Deutschlands unterhal-
ten) werden kaum indische Muslime vor-
zufinden sein, obwohl die Schriften eines
indischen Reformers zur Standardlektüre
der Anhänger Said Nursis gehören. 

Islamische Mystik

Träger all dieser esoterischen und volksreli-
giösen Stränge islamischer Tradition waren
seit dem 12. Jahrhundert mystische Or-
densgemeinschaften. Die islamische My-
stik ist im Gegensatz zur christlichen My-
stik durchaus nicht marginal, sondern we-
sentliches Element der Religion. Sie ist der
ergänzende Gegenpol zum religiösen
schriftlich niedergelegten Gesetz. Um Hei-
ligtümer herum bilden sich kollektive Iden-
titäten, gewissermaßen in Form multime-
dialer Inszenierungen, wie es z.B. der Or-
den um Shahmaghsoudi mit seiner Depen-
denz in Köln-Porz in perfektionierter Form
vorführt. Diese Heiligtümer stehen damit
im Gegensatz zur Moschee, schaffen eine
weitverbreitete, komplexe heilige Geogra-
phie und lösen mitunter die allumfassende
große, brennpunktorientierte Institution in
Mekka ab. Solche Kultstätten bieten mit
ihrer Wallfahrtskultur identitätsstiftende
Institutionen mit anerkanntermaßen the-
rapeutischer, sozialer, wirtschaftlicher und
auch politischer Bedeutung. 

Während die Moschee männlich dominiert
ist, sind Heiligtümer auch für Frauen eine
alternative Quelle der Kommunikation und
Identität ersten Grades. Insbesondere vom
Land in die Stadt migrierte Muslime mit

wenig Aufstiegschancen, aber auch musli-
mische Arbeitsmigranten in westlichen In-
dustriestaaten finden in mystischen Orden
und Heiligtümern das notwendige Ge-
meinschaftsleben mit brüderlicher Sicher-
heit und Geborgenheit. Mit ihrem biswei-
len integrativen Ritual und Eschatologien
bieten sie gerade Konvertiten eine neue
Öffentlichkeit und sind sinnstiftend. 

Fundamentalismus: 
eine von vielen Facetten

Der religiöse Fundamentalismus, der
ebenfalls keine monolithische Position
hat, sondern in seinen Gruppierungen
durchaus verschiedene, sich bisweilen wi-
dersprechende Positionen vertritt, dient
dem gleichen Zweck: Er vermittelt brü-
derliche Sicherheit und Geborgenheit.
Ähnlich wie im Falle der mystischen Or-
den sind auch die Träger dieser Bewegun-
gen meist Grenzgänger zwischen den re-
ligiös und säkular geprägten Milieus: Sie
sind vornehmlich in der hiesigen Ökono-
mie beschäftigt, während ihr privater Be-
reich sich in einem Umfeld befindet, das
mitunter durch religiöse Vorschriften und
Familienbanden oder andere Netzwerke
sozialer Beziehungen geprägt ist, die bis in
ihr Heimatland reichen können. Da diese
verhältnismäßig engen Beziehungen zu
den „islamischen Altländer“ durch Fami-
liennachzug, rites de passage, Totenüber-
führungen, Geldüberweisungen repro-
duziert und gefestigt werden, kann es zur
Verlagerung der Spannungen von den
Altländern in die Diaspora kommen, wie
es bisweilen auch in England und Frank-
reich geschieht. Die Rückkoppelung wird
dann besonders virulent, wenn sich die
Mehrheitsgesellschaft sträubt, die Inte-
gration der Minderheiten politisch, sozial
und wirtschaftlich voranzutreiben. 

Meist sind es mittelständische städtische
Bevölkerungsschichten, die sich gegen
die Machtbehauptungen nationaler „ver-
westlichter“ vermögender Eliten abgren-
zen wollen. Im Gegensatz zu politisch und
ethnisch aufgebauten Identitäten bean-
spruchen sie – als eine kleine Avantgarde
– ein besonderes islamistisches Sen-
dungsbewußtsein: Sie versprechen eine
gerechtere Gesellschaft im Hier und Jetzt
mittels Läuterung und fordern die Über-
einstimmung der eigenen Lebenswelt 
mit der des Propheten (sunna). Sie kriti-
sieren herkömmliche, traditionalistische
Gesellschaften und volksreligiöse Vereini-
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Moscheegebäude Deutschlands.



Islam

gungen ebenso heftig wie moderne
westliche. Gleichwohl möchten sie die ei-
gene Tradition, die sich nunmal in einem
islamischen Repertoire äußert, eindeutig
modernisieren: westliche Technologie
und Ideologie finden weithin Akzeptanz. 

Diesen Muslimen geht es darum, islami-
sche Werte in das diesseitige Leben zu
integrieren und dies durchaus mit Re-
formen zu verbinden. Eine Islamisierung
in diesem Sinne kann daher ein Zugehen
auf westliche Gesellschaftsmuster be-
deuten; es mündet nicht zwangsläufig
in Entwestlichung. Beispiel dafür ist
natürlich das sogenannte islamische
Wirtschaftswesen; es sei nur am Rande
bemerkt, daß in den hiesigen türkischen
Banken islamische Bankprodukte aber
so gut wie gar nicht angeboten werden.

Vorurteile überwinden

Diese drei Beispiele – Islambild, Volksre-
ligion und Fundamentalismus – zeigen,
daß vorschnelles Urteilen über Phä-
nomene, die wir in den muslimischen
Ländern und bei muslimischen Gruppen
im westlichen Ausland beobachten, oft
zu kurz greift. Gesellschaftliche Über-
lappungen, wie sie nicht nur unter Isla-
misten zu verzeichnen sind, führen zu
kultureller Mehrdimensionalität. Vorge-
gebene Grenzen und Normen werden
verschoben und erweitert. 

Für den Islam in Deutschland fällt dies
besonders ins Gewicht. Hier ist das in-
terkulturelle Verstehen äußerst schwie-
rig, da der Kitt der gemeinsamen Spra-
che, Geschichte, Normierung und Or-
ganisation fehlt, und es zunehmend
durch Sakralisierung oder Theologisie-
rung der Identität zur Entwicklung von
Gegenidentitäten kommen kann. Hier
können – ja müssen – bestehende Vor-
urteile überwunden werden, um nicht
nur ein friedvolles Miteinander mit mehr
als 2,5 Millionen in der Bundesrepublik
lebenden Muslimen zu garantieren. 
Ob Konzepte wie „Konvivenz“, also ge-
genseitige Hilfestellung und wechselsei-
tiges Lernen und gemeinsames Feiern
(Theo Sundermeier, 1986), oder „Wohl-
verstandene Integration“, d.h., Schutz
einer religiösen Minderheit und des ihr
eigenen kulturell-religiösen Brauchtums
(Zentral-Institut Islam-Archiv-Deutsch-
land, 1993), greifen, hängt auch von den

Aktionen der Mehrheitsgesellschaft ab.
Wichtig scheint mir zu sein, auf die Pro-
blematik muslimischer Minderheiten
und nicht-muslimischer Mehrheiten
nicht normativ zuzugreifen. Denn erfah-
rungsgemäß stellt der normative Zugriff
keinen geeigneten Beitrag zur Verhand-
lung mit Minderheiten dar. Wir haben
hier Gruppenbildungsprozesse, die z.B.
religiös interpretiert werden und die je
nach Interessenlage der Gruppen vari-
ieren. Islamizität ist ja nur der sprachliche
und symbolische Ausdruck dieses Ver-
handlungsprozesses, die Religion wird so
zum Interpretationsrahmen gesellschaft-
licher Realität. Das heißt aber auch, daß
das islamische Repertoire funktional ist,
und sich also dem Kontext anpaßt. 

Übersetzung islamischer Kultur

Mit anderen Worten, islamische Kultur
muß kontextualisiert werden, und zwar
durch eine sensible Übersetzung der so-
zialen und kulturellen Codes und Reper-
toires. Man benötigt jedoch eine
gehörige Portion Empathie in der eige-
nen konzeptuellen Vorstellungskraft
und Wissenschaftstradition, um einen
Dialog zu initiieren und althergebrachte
Anschauungen neu zu deuten. Der
Wert der Erkenntnis ist dabei abhängig
von dem Bewußtsein der eigenen Positi-
on als Betrachter, denn der Betrachter
ist zugleich Betroffener, er muß den
fremden Code erschließen und ihn auch
auf das eigene System beziehen. Diese
Übersetzerfunktion kann geleistet wer-
den, wenn der eigene Standort, von
dem aus sich die Dinge zueinander in
Beziehung setzen lassen, reflektiert
wird. Mit anderen Worten, man muß
die Erkenntnis über sein eigenes Ich ver-
tiefen, um das andere zu verstehen. �

Anm.: 
PD Dr. habil. Jamal Malik, M.A. ist 

Privatdozent an der Universität Bamberg
und Lehrbeauftragter an der Universität

Bonn für Islamwissenschaften. 

Bülent Arslan

Der Anwerbevertrag zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Türkei
vom 30.10.1961 hat den Grundstein für
die Entstehung einer türkischen Kultur-
gemeinschaft in unserem Land gelegt.
Heute leben 2,1 Millionen Mitbürger
türkischer Herkunft in Deutschland, von
denen der allergrößte Teil dauerhaft in
der Bundesrepublik bleiben wird. In
diesen 37 Jahren haben die Türken eine
dynamische Entwicklung durchlebt. 

Heute haben wir es nicht mehr mit den
Gastarbeitern aus den 60er und 70er
Jahren zu tun. Gerade die immer weiter
verlängerte Aufenthaltsperspektive hat
diese Entwicklung geprägt. Wollten bis
in die 90er Jahre viele Türken, zumindest
nach ihrer Pensionierung, in die Türkei
zurückkehren, so haben sich heute die
meisten bewußt für eine dauerhafte
Bleibe in Deutschland entschieden. 

Die steigende Zahl der türkischen Un-
ternehmer und des Immobilienerwerbs
in Deutschland und die seit 1993 rapide
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ansteigende Zahl der Einbürgerungen
unterstreicht diese Entwicklung. Mit der
bewußten Entscheidung für die Bundes-
republik als neuen Lebensmittelpunkt
erfolgt heute auch in Ansätzen eine ge-
sellschaftspolitische Orientierung nach
Deutschland. Hatte man sich bis Mitte
der 90er Jahre fast ausschließlich mit der
politischen Tagesordnung der Türkei
beschäftigt, so nimmt heute das Interes-
se an der Politik und den Geschehnissen
in Deutschland langsam zu. Besonders
die dritte Generation, die als erste Gene-
ration über keine Lebenserfahrungen
aus der Türkei verfügt, sieht sich in der
gesellschaftspolitischen Verpflichtung,
sich mit dem politischen Leben der Bun-
desrepublik stärker zu beschäftigen.

Die Gründung des Deutsch-Türkischen
Forums (DTF) im Dezember 1997 ist ein
Ergebnis dieser geschilderten gesell-
schaftlichen Entwicklung. Vor allem mit
der wachsenden Zahl der Einbürgerun-
gen werden sich die Türken als Wähler
oder sogar als Mitglieder zunehmend
Parteien suchen müssen. Das Forum soll
eine Brückenfunktion in diesem Zusam-
menhang zwischen der CDU und der tür-
kischstämmigen Bevölkerung darstellen.
In einer wechselseitigen Beziehung sollen
die Interessen der türkischen Bevölke-
rung in die CDU getragen werden und
gleichzeitig soll die Politik der CDU für die
Türken transparenter gemacht werden. 

Oberstes Ziel des Deutsch-Türkischen
Forums ist die Integration der Türken in
die deutsche Gesellschaft. Dabei muß der
Begriff „Integration“, mit dem in der Ver-
gangenheit viel Unheil betrieben worden
ist, zunächst definiert werden. Eine Lexi-
kondefinition gibt Integration als das
höchste Maß an Anpassung unter Wah-
rung der eigenen kulturellen Identität an.
Allein diese Definition verdeutlicht, wo
die Problematik begründet ist. Je nach-
dem, wenn man aus deutscher Sicht ar-
gumentiert, wird der Schwerpunkt mehr
auf die Anpassung gelegt und wenn man
aus türkischer Sicht argumentiert, wird
mehr Wert auf die Wahrung der eigenen
kulturellen Identität gelegt. Integrations-
probleme treten somit dort auf, wo nach
dem subjektiven Empfinden der Men-
schen ein Zielkonflikt zwischen Anpas-
sung und Wahrung der kulturellen Iden-
tität gesehen wird. Ziel muß es sein, diese
Zielkonflikte in einem breit angelegten

Dialog der Bevölkerungsgruppen zu be-
seitigen. Diesen Dialog will das DTF in-
nerhalb der CDU führen und innerhalb
der Gesellschaft anstoßen. 

Von der Ausländerpolitik 
zu einer Integrationspolitik

Für die politische Umsetzung dieser Ziel-
setzung bedarf es einer Konzeption für
eine aktive Integrationspolitik. Diese
Konzeption fehlt in allen deutschen Par-
teien, denn diese haben bisher lediglich
eine Ausländerpolitik betrieben. Doch
die Ausländerpolitik richtet sich primär an
Menschen mit einer ausländischen
Staatsangehörigkeit und einem vorüber-
gehenden Aufenthalt. Damit diese Politik
den Veränderungen unserer Zeit gerecht
wird, muß die Ausländerpolitik weiter-
entwickelt werden in eine Integrations-
politik. Das DTF will in diesem Zusam-
menhang eine aktive und gestalterische
Rolle innerhalb der CDU übernehmen.
Wir wollen mit dem Rahmen des Grund-
satzprogramms unserer Partei eine Inte-
grationspolitik im Interesse der gesamten
Gesellschaft entwickeln. Dieser Rahmen
besteht aus der Integration der langfristig
und dauerhaft in Deutschland Lebenden
und der gleichzeitigen Begrenzung einer
weiteren Zuwanderung. 

Die Sozialdemokraten und die Grünen
gehen einen anderen Weg. Sie nennen
ihre bisherige Ausländerpolitik „Migrati-
onspolitik“ und legen somit den Schwer-
punkt auf die Einwanderung. Diese Poli-
tik ist weder im Interesse der deutschen
Gesellschaft, noch im Interesse der Tür-
kischstämmigen in der Bundesrepublik.

Unsere Integrationspolitik darf sich aber
auch nicht nur in diesem Punkt von einer
Migrationspolitik unterscheiden, sondern
sie muß differenzierter und zielgruppeno-
rientiert gestaltet werden. Die Zielgruppe
muß aus den Gruppierungen bestehen,
die Integrationsprobleme aufweisen. Aus
diesem Grund ist der Begriff „Ausländer“,
der eine homogene Gruppe impliziert, un-
praktikabel. Wir müssen heute vielmehr
unter der großen Gruppe der Ausländer
verschiedene Gruppen unterscheiden. 

Unter diesen Gruppen sind die Türkisch-
stämmigen mit über 2 Millionen Mitbür-
gern in Deutschland eindeutig hervorzu-
heben. Ihre hohe Zahl und ihre räumliche

Konzentration ermöglicht für viele im All-
tag einen Rückzug in die eigene Kulturge-
meinschaft. Daneben verstärkt ihre im
Vergleich zu den meisten anderen auslän-
dischen Gruppen stärker von der deut-
schen differierende Kultur die Integra-
tionsprobleme. Nimmt man hier noch die
feste Bleibeabsicht hinzu, die bei vielen EU-
Bürgern aufgrund der Freizügigkeitsmög-
lichkeit innerhalb der Europäischen Union
oft nicht vorhanden ist, so erfordert die In-
tegrationspolitik im Hinblick auf die Tür-
kischstämmigen eine besondere Konzen-
tration. Das Deutsch-Türkische Forum soll
dieser Notwendigkeit Rechnung tragen.

Neben einer differenzierten Betrach-
tungsweise der einzelnen Gruppierungen
ist eine differenzierte Analyse der Inte-
grationsproblematik und der Lösungsan-
gebote ebenfalls notwendig. In der politi-
schen Diskussion wird im Bereich der Lö-
sungsfindung immer zuerst eine Reform
des Staatsbürgerschaftsrechts vorge-
bracht. Die meisten Diskussionen dieser
Art enden häufig bei der Forderung oder
Ablehnung der Einführung einer doppel-
ten Staatsbürgerschaft. Die Befürworter
stellen diese oft aus mangelnder Sach-
kenntnis als Allheilmittel dar. Dabei argu-
mentieren sowohl Befürworter als auch
Gegner der doppelten Staatsbürgerschaft
unter einer falschen Zielsetzung. Das
oberste Ziel muß die Integration sein, und
so muß auch jede politische Diskussion in
diesem Bereich sich an dieser Zielsetzung
orientieren und gemessen werden. 

Einbürgerung als 
Integrationsinstrument?

Die Staatsbürgerschaft muß insofern als
Instrumentarium der Integration genutzt
werden. Sie muß eine Identifikation mit
Deutschland und der deutschen Gesell-
schaft gewährleisten und eine Orientie-
rung weg vom Herkunftsland und hin
nach Deutschland fördern. Aus diesem
Grunde ist die generelle doppelte Staats-
bürgerschaft kontraproduktiv, weil sie ei-
ne Orientierung nach Deutschland nicht
fördert, sondern diese Anbindung auch
für die Zukunft festsetzt. Unsere politi-
sche Aufgabe muß die Einbürgerung der
Türkischstämmigen sein, weil wir so die
deutsche Staatsbürgerschaft als Integra-
tionsinstrument nutzen können. 

Islam
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Islam

Integrationspolitik darf nicht als ein Unter-
bereich der Sozialpolitik angesehen wer-
den, sondern sie muß vielmehr eine politi-
sche Querschnittsaufgabe darstellen. Da-
bei geht es sowohl um soziale Probleme,
als auch um Potentiale, die man im Inter-
esse der gesamten Gesellschaft nutzen
muß. Das Deutsch-Türkische Forum wird
in seiner inhaltlichen Arbeit versuchen, mit
Hilfe der Förderung von Potentialen die
vorhandenen Probleme zu lösen. Drei die-
ser ersten inhaltlichen Bereiche sind die
Wirtschaftspolitik, die Bildungspolitik und
der Islam in Deutschland.

Die wirtschaftliche Misere auf dem Ar-
beitsmarkt hat besonders die türkische
Bevölkerung überdurchschnittlich hart
getroffen. Zwischen den Jahren 1991 und
1995 ist die Arbeitslosenquote unter den
Türkischstämmigen von 10,9 auf 20 %
gestiegen. Heute liegt sie bei über 25%
und ist somit mehr als doppelt so hoch
wie der Bundesdurchschnitt. Gründe sind
hierfür in der sektoralen Beschäftigungs-
struktur zu finden. Die Türken sind immer
noch vorwiegend als angelernte Kräfte
im verarbeitenden Gewerbe tätig, wo
starke Strukturwandlungen stattfinden.
Zwar sind besonders junge Türken immer
mehr im Dienstleistungssektor beschäf-
tigt, doch ist ihr Anteil immer noch stark
unterrepräsentiert. Dennoch kann man
gesellschaftlich einen Übergang von der
Arbeitnehmer- zu einer Mittelstandsori-
entierung beobachten. Dies ist sowohl
wirtschaftlich, als auch integrationspoli-
tisch eindeutig positiv zu bewerten und
muß noch weiter gefördert werden.

Die Zahl der türkischstämmigen Selbstän-
digen wächst zunehmend. Das seit über
30 Jahren für eine spätere Investition in der
Türkei angesparte Kapital sucht heute
nach Anlagemöglichkeiten in Deutsch-
land. Mittlerweile über 45.000 türkisch-
stämmige Selbständige haben bundesweit
170.000 Arbeitsplätze geschaffen. Und
dies sind schon lange nicht mehr nur die
Dönerkebabbuden oder Tante Emma Lä-
den, sondern zunehmend mittelständische
Unternehmen. Hier sind Potentiale, die wir
im Interesse unserer mittelstandsfördern-
den Wirtschaftspolitik und beim Abbau
von Arbeitslosigkeit nutzen müssen. 

In der Bildungspolitik der Türkischstäm-
migen müssen neue Akzente gesetzt wer-
den. Der schulische und berufliche Erfolg

ist Voraussetzung für eine erfolgreiche In-
tegration gerade für die, die in Deutsch-
land geboren werden und hier aufwach-
sen. In der schulischen Ausbildung haben
wir eine zweigeteilte Entwicklung. Auf der
einen Seite steigt die Zahl der türkisch-
stämmigen Abiturienten, Studierenden
und Akademiker. Bundesweit sind heute
über 20.000 türkische Studierende an
deutschen Universitäten eingeschrieben.
Diese positive Entwicklung ist aus eigener
Kraft geschafft worden und verdient An-
erkennung. Hier muß weitergemacht wer-
den. Auf der anderen Seite haben wir eine
große Minderheit von türkischen Jugend-
lichen, die ohne eine Zukunftsperspektive
die Schule verlassen. Der Anteil der türki-
schen Schüler, die entweder ohne oder nur
mit einen Hauptschulabschluß aus der
Schule gehen ist dreimal so groß wie bei
ihren deutschen Schulfreunden. Diese Ju-
gendlichen verlassen die Schule mit der
Gewißheit, sehr wenig Chancen auf dem
Arbeitsmarkt zu haben. Die Folgen sind
Selbstisolation und Marginalisierung. Viele
werden so in die Arme von extremisti-
schen oder kriminellen Gruppen gedrängt. 

Eine Verbesserung dieser Situation muß
zunächst im sprachlichen Bereich anset-
zen. In vielen Fällen resultiert der Mißer-
folg in der Schule aus fehlenden Deutsch-
kenntnissen in der Anfangsphase der
Schule. Hier muß dafür gesorgt werden,
daß jedes türkischstämmige Kind in einer
ausreichenden Zeit einen Kindergarten
besucht. Daneben müssen wir die Bilin-
gualität der türkischen Schüler stärker
nutzen, denn die Zweisprachigkeit der
türkischstämmigen Kinder ist eine gesell-
schaftliche Ressource, die wir nicht ver-
kommen lassen dürfen. 

Die Integration der Türken in die deutsche
Gesellschaft wird nur über eine gleichzeiti-
ge Integration des Islam erfolgen. Obwohl
2,8 Millionen Muslime heute in Deutsch-
land leben, ist der Islam immer noch in Hin-
terhöfen versteckt und wird von der Öf-
fentlichkeit nicht wahrgenommen. Inner-
halb der breiten Bevölkerung werden mit
dem Islam oft Extremismus oder Terroris-
mus assoziiert. Eine gegenseitiger Aus-
tausch von Christen und Moslems findet
nicht statt.  Deshalb werden auf beiden
Seiten die vielen Parallelen zwischen Islam
und Christentum aus Unkenntnis oft über-
sehen. Für ein besseres Zusammenleben
von Moslems und Christen müssen aber

diese Parallelen herausgearbeitet werden,
damit die Unterschiede verstanden wer-
den können. Daher ist der Dialog der Reli-
gionsgemeinschaften unumgänglich für
das zukünftige Zusammenleben.

Der Islam nimmt eine immer stärker wer-
dende Bedeutung für die Türken in
Deutschland ein. Gerade die Jüngeren fin-
den im Islam eine Antwort auf ihre Iden-
titätssuche. Doch leider wird dies durch ei-
nige Organisationen im Hinblick auf ihre
Aktivitäten im Herkunftsland ausgenutzt.
Beispielsweise finanzieren viele Organisa-
tionen ihre Arbeit in den islamischen Län-
dern über Spendengelder aus Deutschland.
Die Aktivitäten dieser Organisationen sind
zum größten Teil auf das Herkunftsland
bezogen und sind gleichzeitig wenig för-
derlich für die Integration der in Deutsch-
land lebenden Muslime. Daher müssen wir
den Islam in Deutschland in die Öffentlich-
keit rücken. Hier können die Kirchen, Schu-
len, Vereine und natürlich die Muslime
selbst einen enormen Beitrag leisten.

Werte- und Religionsvermittlung

Aber auch auf politischer Ebene müssen
wir im Interesse eines guten Zusammen-
lebens von Christen und Moslems in
Deutschland Zukunftsbilder für die wei-
tere Entwicklung des Islam entwerfen.
Dabei müssen unter anderem folgende
Fragen erörtert werden:

� Wie soll in Zukunft das Verhältnis zwi-
schen Staat und Islam in der Bundes-
republik aussehen?

� Wie gehen wir mit den verschiedenen
islamischen Organisationen in Deutsch-
land um?
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Hinweis der Redaktion:

Bei der letzten Ausgabe der „EV“
hat es leider zwei bedauerliche 
Pannen gegeben, für die wir uns bei
Ihnen entschuldigen möchten.
Aufgrund eines drucktechnischen
Defektes sind bei einigen Exempla-
ren einzelne Worte nicht abgedruckt
worden (Seite 10 rechte Spalte: 
spezieller wirtschaftlicher Aufgaben;
S. 12 rechte Spalte: sowie in der Re-
aktion). Beim Versandzentrum hat
sich durch einen Maschinenschaden
die Versendung erheblich verzögert.



Aus unserer Arbeit

� Wie können wir eine Wer-
te- und Religionsvermitt-
lung für muslimische Kinder
in deutschen Schulen er-
möglichen?

In der politischen Diskussion
werden diese Fragen oft mit
der Begründung abgehandelt,
es gäbe keinen eindeutigen
Ansprechpartner auf muslimi-
scher Seite, ein Pendant zur
christlichen Kirche, mit dem
man diese Fragen erörtern
könne. Dabei wird oft überse-
hen, daß die islamische Lehre
eine Körperschaft wie die Kir-
che nicht kennt. Viele muslimi-
sche Organisationen wehren
sich aus diesem Grund dage-
gen, solch eine Körperschaft zu
bilden. Die in vielen islami-
schen Ländern zu diesem The-
ma geführte Diskussionen zei-
gen, daß die Schaffung solch
einer Körperschaft zu vielen
Problemen führt. Daher darf
die politische Diskussion nicht
damit beendet werden, daß
der Islam in Deutschland falsch
organisiert sei, sondern wir
müssen in einer breit angeleg-
ten Diskussion neue Wege
ausarbeiten. Das DTF wird die-
se Diskussion anstoßen und
versuchen, die Ergebnisse in
die Politik hineinzutragen. Nur
so kann der Islam nicht als Hin-
dernis für das Zusammenleben
von Deutschen und Türken,
sondern als ein integratives In-
strument gesehen werden. 

Die Integration der Türken
stellt eine der großen politi-
schen Herausforderungen
unserer gesellschaftlichen
Zukunft dar, daher ist Inte-
grationspolitik heute keine
ausschließlich moralische
Frage mehr, sondern sie ist ei-
ne gesellschaftspolitische
Notwendigkeit. Die CDU hat
sich in ihrer Geschichte da-
durch ausgezeichnet, daß sie
die Vorbereitung Deutsch-
lands auf die Zukunft ge-
währleistet hat. So muß sie
auch heute in der Integrati-

onspolitik diese Vorreiterrolle
übernehmen und die politi-
schen Weichen für ein gutes
Zusammenleben von Deut-
schen und Türkischstämmi-
gen stellen. �

Anm.:

Bülent Arslan ist Vorsitzen-
der des Deutsch-Türkischen
Forums, Student der Volks-
wirtschaft und Vorsitzender

des Ausländerbeirates der
Stadt Viersen.

� Begegnung der EAK’s
Thüringen und Hessen

Eisenach. Bereits zum vierten
mal seit der Wende trafen sich
der thüringische und der hessi-
sche Landesvorstand des EAK
zu einer gemeinsamen Sit-
zung. Ort der Klausurtagung
war die Creuzburg nördlich
von Eisenach. Diesmal stan-
den Grundsatzthemen auf
dem Programm: „Die Stellung
der Familie in der freiheitlichen
Gesellschaft“ und „Freiheit
und Gleichheit im Spannungs-
feld - Was hat Priorität?“

In einer sehr anspruchsvollen
und konzentrierten Diskussi-
on wurden die unterschiedli-
chen Entwicklungen in Ost
und West reflektiert. Seit der
Wende haben sich die Rah-
menbedingungen für die Fa-
milie in den neuen Bundes-
ländern stark verändert.
Mehr Freiheit bedeutet auch
mehr Verantwortung für die
eigene Lebensplanung. Ein
schrankenloser Egoismus zer-
stört die Fundamente des Zu-
sammenlebens. Eine Rückbe-
sinnung auf bewährte Bür-
gertugenden, die oftmals von
sogenannten „progressiven
Kräften“ als Sekundärtugen-
den diffamiert wurden,
scheint heute nötiger denn je. 

� Kirchen – Asyl – Recht

Karlsruhe. Der EAK-Karlsruhe
hat auf Einladung seiner neu-
en Kreisvorsitzenden Karin
Lindemann einen ersten Dis-
kussionsabend „Politik und
Kirche im Dialog“ zum The-
ma Asyl durchgeführt. Vor ei-
nem kritischen Publikum er-
gaben sich für alle Beteiligten
zum Teil neue Erkenntnisse
und Sichtweisen.

Nach 21/2 Stunden wurde
beschlossen, Ende 1998 ei-
nen weiteren Abend zu die-
sem Thema durchzuführen,
der auch das Verhältnis der
einzelnen Religionen in Euro-
pa untersuchen soll. Zur
nächsten Diskussionsrunde
zum Thema „Wege aus der
Arbeitslosigkeit“ mit Sozial-
minister Dr. Erwin Vetter
sind alle Interessierten und
Betroffenen eingeladen.
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Der EAK-Rheinland-Pfalz
lädt ein:

zur EAK-Landestagung 1998
„Verantwortungsgesellschaft
praktisch“

mit dem CDU-Landesvorsit-
zenden Christoph Böhr, MdL

Samstag, 18. April 1998, 
10-13.30 Uhr

Koblenz, Weindorf



Für das Miteinander von Mann und
Frau ist die Ehe die Grundform dauer-
hafter und verläßlicher Partnerschaft.
Darum können evangelische Christen
die Ehe als gute Gabe Gottes verstehen
und katholische Christen die Ehe als Sa-
krament bezeichnen, d.h. als gottgege-
benes wirksames Zeichen der Gnade.
Die Ehe einzugehen heißt: unter der
Verheißung Gottes gegenseitige Ver-
läßlichkeit zu wagen.

Auch Kinder brauchen verläßliche Be-
ziehungen. Beziehungen zwischen El-
tern und Kindern sind Beziehungen für
das ganze Leben. Weder Elternschaft
noch Kindschaft sind aufkündbar. Aber
im Laufe der Zeit verändert sich der
Charakter dieser Beziehungen. Mit zu-
nehmendem Alter entwickeln Kinder ih-
re eigene Persönlichkeit. Sie sind Träger
eigener Rechte und haben einen An-
spruch auf Verständigung und alters-
gemäße Beteiligung an allen für sie
wichtigen Angelegenheiten. Die Familie
soll ihnen den Rahmen bieten, ihre
wachsenden Bedürfnisse zu selbständi-

gem, verantwortungsbewußtem Han-
deln zu leben.

Ehe und Familie bedürfen der Unter-
stützung und Stärkung. Staatliche För-
derung, eine menschengerechte Gestal-
tung des wirtschaftlichen Lebens und
Beiträge zu einer größeren Kinder-
freundlichkeit der Gesellschaft können
eine konkrete Ermutigung zur Familien-
gründung sein. Das Grundgesetz ent-
hält in Artikel 6 die Verpflichtung, daß
die staatliche Ordnung Ehe und Familie
unter ihren besonderen Schutz stellt. ..

Aber auch die Kirchen und die christli-
chen Gemeinden tragen eine besondere
Verantwortung für Ehe und Familie -
vor allem dann, wenn die eigenen Kräf-
te in einer Familie zur Bewältigung der
Probleme nicht ausreichen. In ihren Be-
ratungsdiensten und durch konkrete,
auch materielle Hilfen tragen die Kir-
chen dazu bei, daß Not gelindert und
Krisenzeiten besser bewältigt werden
können. Die Woche für das Leben 1998
will diejenigen, die vor der Entscheidung

zu einem Leben in Ehe und Familie ste-
hen, Mut zu diesem Schritt machen. Sie
will aber auch diejenigen mit Rat und
Orientierung begleiten, die ihren Auf-
gaben in längst bestehenden Ehen und
Familien gerecht werden wollen. Darum
macht sie aufmerksam auf die vorhan-
denen Beratungs- und Hilfsangebote.

Ein aufrichtiger Dank gilt den vielen
Christen, die sich in der Unterstützung
von Ehe und Familie engagieren, vor al-
lem den Frauen und Männern in den Be-
ratungsstellen der caritativen und dia-
konischen Dienste. Haupt- und ehren-
amtliche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter leben ein Zeugnis christlicher
Hoffnung vor. Ihre Arbeit verleiht dem
diesjährigen Motto der Woche für das
Leben Glaubwürdigkeit: „Worauf du
dich verlassen kannst: Miteinander le-
ben in Ehe und Familie“.

Bischof Dr. Karl Lehmann, Vorsitzender
der Deutschen Bischofskonferenz Prä-
ses Manfred Kock, Vorsitzender des
Rates der EKD
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Die Woche für das Leben 1998 widmet sich thematisch 
dem Lebensraum von Ehe und Familie. ...
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